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Stadt Lohne 
Der Bürgermeister 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 20/016/2012 
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Verfasser: Werner Becker AZ: 2/20/Bec/Bau

 
 

Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 

Ausschuss für Finanzen, Lie-
genschaften und Wirtschafts-
förderung 

12.04.2012 Vorberatung 

Verwaltungsausschuss 24.04.2012 Entscheidung 
 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Antrag der SPD-Fraktion auf Anhebung des Gewerbesteuerhebesatzes auf 320 
v. H. rückwirkend zum 01.01.2012 
 
Sachverhalt: 
 
Die SPD-Fraktion beantragt eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes auf 320 v. H. 
rückwirkend zum 01.01.2012. Begründet wird der Antrag damit, dass eine Anhebung für Per-
sonengesellschaften keine Belastung darstellt, da eine Verrechnung mit der Einkommens-
teuer erfolgt und bei Kapitalgesellschaften die tatsächliche Steuerbelastung auch bei einem 
Hebesatz von 320% noch unterhalb der mit der Unternehmenssteuerreform beabsichtigten 
Zielmarke von 30 % liegt. 
 
Das Gewerbesteuergesetz erlaubt eine rückwirkende Erhöhung des Hebesatzes zum 01.01. 
einen Jahres, wenn bis zum 30.06. eines Kalenderjahres entsprechende Beschlüsse gefasst 
werden. Über die Auswirkungen der Unternehmenssteuerreform wurde im Jahr 2010 infor-
miert und beraten. In Bezug auf die Haushalte 2011 und 2012 war eine Steuererhöhung 
nicht notwendig.  
 
Neben diesen steuerrechtlichen Bestimmungen sind jedoch auch die kommunalhaushalts-
wirtschaftlichen Regelungen des Nds. Kommunalverfasssungsgesetzes (NKomVG) zu be-
achten. In § 110 NKomVG ist normiert, dass die Kommunen ihre Haushaltswirtschaft so zu 
planen und zu führen haben, dass die stetige Erfüllung der Aufgaben gesichert ist. Weiter ist 
bestimmt, dass der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein 
muss. 
 
Um diese Vorgaben einhalten zu können regelt § 111 NKomVG die Grundsätze der Finanz-
mittelbeschaffung. Nach dem Grundsatz der Steuersubsidiarität (Nachrangigkeit) sind zu-
nächst alle anderen Einnahmemöglichkeiten (z. B. Gebühren, Beiträge) auszuschöpfen, be-
vor Steuern „soweit erforderlich“ erhoben werden können. Diese Nachrangigkeit einer Steu-
ererbebung grenzt auch die Steuererhöhungsmöglichkeiten ein. 
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Gegen eine Steuererhöhung zum 01.01.2012 sprechen folgende Punkte: 
 

- Der für die Beurteilung des Haushaltsausgleichs maßgebende Ergebnishaushalt des 
Jahres 2012 ist ausgeglichen, mit einem Überschussanteil von 2.082.400,00 € (5,3 % 
der Gesamteinnahmen). 

 
- Der in der Planung für das Jahr 2011 ausgewiesene Überschuss von 2.060.900,00 € 

wird im Jahresergebnis trotz einer Finanzausgleichsrückstellung von 2,0 Mio. Euro 
fast erreicht. 

 
- Die Finanzplanung der Jahre 2012 – 2015 weist ausgeglichene Haushalte aus. 

 
- In den aus Überschüssen der Jahresabschlüsse 2010 / 2011 gebildeten bzw. zu bil-

denden Überschussrücklagen stehen rd. 4,4 Mio. Euro zur Verfügung, die zum 
Haushaltsausgleich bei Fehlbeträgen verwendet werden können. 

 
- Die Finanzierung der Auszahlungen des Finanzhaushaltes und damit auch der Inves-

titionen ist durch den Bestand an liquiden Mitteln im 2-stelligen Millionenbereich gesi-
chert. 

 
Weiter ist zu berücksichtigen, dass niedrige Gewerbesteuerhebesätze insbesondere nach 
den bundesweiten Erfahrungen anderer Kommunen auch heute bei der Entscheidung über 
eine Ansiedlung oder Investitionen einen Standortvorteil darstellen. 
 
Über die Höhe der Steuerhebesätze sollte wie in der Vergangenheit im Rahmen der Haus-
haltsplanaufstellung beraten und entschieden werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird vorgeschlagen, den Gewerbesteuerhebesatz für das Jahr 2012 unverändert zu las-
sen. 
 
 
 
 
 
 
Gerdesmeyer 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
Antrag der SPD-Stadtratsfraktion 
 
 


